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Arbeitskräftemobilität in der EU im 
Angesicht der Krise:  
Gewinner und Verlierer  

Ist freie Arbeitskräftemobilität in der EU ein Positivsummenspiel, wie häufig von der  
EU-Kommission dargestellt, oder gibt es Gewinner und Verlierer? Die Krise hat einige 
der Schwachstellen der Arbeitskräftemobilität in einem vereinigten, aber diversen Europa 
sichtbar gemacht. Zumindest in Teilen hat kurzfristige Arbeitsmigration in den meisten 
EU15-Empfängerländern als Arbeitsmarktpuffer in der Krise gewirkt, und Migranten aus 
EU10-Ländern waren allgemein stärker von Arbeitslosigkeit betroffen als Einheimische. 
Einer unser wichtigsten Befunde aber ist die unterwertige Beschäftigung der EU10- 
Migranten, wobei ganz Europa als Verlierer zählen muss. Diese Verschwendung von  
Humankapital verweist auf eine der größten Herausforderungen der Arbeitskräftemobili-
tät innerhalb der EU.1 

JANINE LESCHKE, BELA GALGÓCZI

1. Einleitung

Das Recht auf Freizügigkeit für Bürger und Arbeitnehmer 

aus EU-Mitgliedstaaten gilt als Kernwert der Europäischen 

Union und ist eine ihrer tragenden Säulen. Ein Jahrzehnt 

nach der Osterweiterung von 2004 und im sechsten Jahr der 

Wirtschaftskrise analysieren wir die potenzielle Bedeutung 

der Arbeitskräftemobilität in einer größeren und diverseren 

EU unter den turbulenten Bedingungen der Krise und ver-

suchen, Gewinner und Verlierer auszumachen. Wir verglei-

chen, wie sich die Beschäftigungssituation von EU8-2 und 

EU2-Migranten (Rumänien und Bulgarien) sowie einhei-

mischen Arbeitnehmern in ausgewählten EU15-Ländern 

(EU-Mitgliedstaaten vor 2004) im Laufe der Krise ent wickelt 

hat. 

Durch die Wirtschaftskrise erhielt die Debatte über die 

Arbeitskräftemobilität innerhalb der EU neuen Auftrieb. 

Dabei vertritt die Europäische Kommission, beispielsweise 

im „Aktionsplan für berufliche Mobilität“ (European Com-

mission 2010), die Ansicht, die Mobilität der Arbeitnehmer 

spiele für ein wirksameres Funktionieren der europäischen 

Arbeitsmärkte und eine erhöhte Arbeitsmarktflexibilität 

eine ausschlaggebende Rolle. Durch vermehrte Arbeitneh-

mermobilität ließe sich dank einer besseren Abstimmung 

zwischen den Kompetenzen der Arbeitsuchenden und dem 

Stellenangebot eine optimierte Verteilung der Arbeit inner-

halb der EU erzielen und somit das gemeinschaftliche  

Bruttoinlandsprodukt (BIP) steigern. Es wird argumentiert, 

durch die Arbeitskräfte migration ließen sich auf den Ar-

beitsmärkten der Empfängerländer Qualifikationseng pässe 

beheben (European Commission 2011a). Die Überlegung, 

inwieweit Wanderarbeitnehmer die mitgebrachten Quali-

fikationen tatsächlich einsetzen können, wird dagegen weit 

seltener angesprochen. 

Um den Rahmen der Untersuchung abzustecken, wollen 

wir uns im ersten Teil dieses Artikels zunächst mit der Ar-

beitnehmerfreizügigkeit und ihren Herausforderungen be-

fassen. Im zweiten Teil beschreiben wir anhand aktueller 

Daten, die wir spezifischen Auszügen aus der aggregierten 

Europäischen Arbeitskräftestichprobe entnehmen, europa-

weite Trends in der grenzüberschreitenden Arbeitskräftemo-

bilität während der Krisenjahre. Insbesondere untersuchen 

wir dabei die Entwicklung des Beschäftigtenbestandes und 

der Arbeitslosenraten von EU8- und EU2-Migranten 

1 Übersetzung aus dem englischen von lisa eskuche.

2 eu8 bezeichnet die im mai 2004 beigetretenen mittel- und 

osteuropäischen länder. Zypern und malta traten der  

union ebenfalls 2004 bei, wurden an dieser stelle jedoch 

ausgeklammert, da sie nicht von einschränkungen der  

Arbeitskräftefreizügigkeit betroffen waren. wenn wir im 

Folgenden die Bezeichnung eu10 verwenden, meinen wir 

damit sowohl die eu8- als auch die eu2-länder.
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im Vergleich zu einheimischen Arbeitnehmern in ausge-

wählten EU15-Ländern. In einem weiteren Schritt beurtei-

len wir das Missverhältnis zwischen Qualifikationsniveau 

und Beschäftigung, indem wir für EU10-Wanderarbeitneh-

mer die Daten der Europäischen Arbeitskräftestichprobe 

zu den Qualifikationen und der branchenspezifischen Ver-

teilung der Arbeitnehmer auswerten. Unser Artikel schließt 

mit einer Kosten-Nutzen-Abwägung der grenzüberschrei-

tenden intra-EU-Arbeitskräftemobilität aus Sicht der Her-

kunfts- und der Aufnahmeländer und versucht damit, die 

Frage nach den potenziellen „Verlierern“ und „Gewinnern“ 

der Arbeitskräftemigration zu beantworten.

2.  Arbeitnehmerfreizügigkeit –  
ein Kernwert der EU

Mit der EU-Erweiterung um acht mittel- und osteuropä-

ische Länder (EU8) im Mai 2004 sowie dem anschließenden 

Beitritt Rumäniens und Bulgariens im Januar 2007 (EU2) 

wurde in der Geschichte der europäischen Integration ein 

neues Kapitel aufgeschlagen. Eine wichtige Folge der Erwei-

terungsrunden war die Ausdehnung von Freizügigkeit und 

freiem Waren-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr nach 

Mittel- und Osteuropa. In den Beitrittsländern wurde das 

Recht auf „Freizügigkeit“ einhellig als ein Grundrecht emp-

funden. In der EU15 hingegen gingen der Erweiterung in-

tensive und teilweise kontrovers geführte Diskussionen über 

den Umfang der zu erwartenden Zuwanderung voraus. Zur 

Debatte stand auch die Frage, ob die bisherigen Mitglied-

staaten ihre Arbeitsmärkte mit sofortiger Wirkung vollum-

fänglich für die neuen Mitgliedsländer öffnen und damit 

eine uneingeschränkte Arbeitnehmerfreizügigkeit ermög-

lichen sollten, oder ob die bis dahin bestehenden Einschrän-

kungen für die Dauer der vorgesehenen Übergangsperiode 

beibehalten werden sollten. Die öffentliche Debatte  

spielte sich vor dem Hintergrund gewaltiger Unterschie  - 

de – beispielsweise beim Lohnniveau – und teilweise hoher 

Arbeitslosigkeit ab und kreiste unter anderem um die Rol-

le von Arbeitsmigranten in hoch entwickelten Volkswirt-

schaften und Gesellschaften. Zumindest in einigen Ländern 

war sie von zunehmend populistischen und fremdenfeind-

lichen Strömungen begleitet. Stimmungsmacher warnten 

vor einem Massenzustrom von Arbeitsuchenden und an-

geblichen Sozialbetrügern und sorgten damit in weiten, 

bereits durch Globalisierung und Abwanderung von Ar-

beitsplätzen verängstigten Teilen der Bevölkerung für wei-

tere Verunsicherung. In bestimmten Ländern – darunter 

die Niederlande und Dänemark – hatten diese Diskussionen 

eine Umkehr der ursprünglichen Entscheidung gegen Über-

gangsregelungen zur Folge (Kvist 2004). Im Endeffekt ver-

zichteten 2004 nur drei Länder (Großbritannien, Irland und 

Schweden) auf temporäre Regelungen; alle anderen schränk-

ten das Recht der EU8-Bürger, in den jeweiligen EU15-

Ländern zu arbeiten, für einen Zeitraum von bis zu sieben 

Jahren mehr oder weniger stark ein. Im Laufe der letzten 

zehn Jahre wurden die EU15-Arbeitsmärkte sukzessiv und 

zeitversetzt für die Bürger aus EU8-Ländern geöffnet; le-

diglich Deutschland und Österreich schöpften die sieben-

jährige Übergangsfrist voll aus. Für Arbeitnehmer aus Bul-

garien und Rumänien (EU2) hielten dagegen neun Länder 

an der vollen Übergangsfrist bis 1. Januar 2014 fest, wobei 

die Verschlechterung der Wirtschaftsaussichten mit eine 

Rolle spielte. Viele der Länder, die gegenüber den EU2 Über-

gangsregelungen anwendeten, waren von der Wirtschafts-

krise jedoch vergleichsweise wenig betroffen.3

Geschichtlich gesehen stellt die seit 2004 bestehende 

Arbeitnehmerfreizügigkeit in mehrfacher Hinsicht ein neu-

artiges Phänomen dar. Erstens handelt es sich dabei um 

einen vielschichtigen Prozess, bei dem unterschiedliche 

Arten von Arbeitskräftemobilität parallel zueinander in ei-

nem sich rapide verändernden Umfeld existieren – ein Um-

stand, der durch die Krise in jüngerer Zeit zusätzlich an 

Bedeutung gewann. Zu den Erscheinungsformen der grenz-

überschreitenden Arbeitskräftemobilität zählen Grenzgän-

ger ebenso wie kurzfristige, „zirkuläre“ und dauerhaftere 

Migration; aber auch funktional mit Migration gleichzuset-

zende Formen der Arbeitsmobilität wie die Entsendung von 

Arbeitskräften (IDEA Consult ECORYS Netherlands 2011) 

und (schein-)selbstständige Erwerbstätigkeit im Rahmen 

des freien Dienstleistungsverkehrs (Cremers 2011) spielen 

eine wichtige Rolle. Neu ist auch, dass Migranten aus Nied-

riglohnländern sowohl absolut gesehen als auch in Relation 

zu den einheimischen Arbeitnehmern der Aufnahmeländer 

ein vergleichsweise hohes Bildungsniveau besitzen (siehe 

Abschnitt 4). 

Die historischen Wanderungsmuster und Arbeitneh-

merbewegungen aus der Zeit vor der EU-Erweiterung ver-

lagerten sich in Richtung auf diejenigen EU15-Länder, die 

ihre Arbeitsmärkte sofort nach der Erweiterung öffneten 

und in denen zur selben Zeit eine hohe Nachfrage nach 

Arbeitskräften bestand (Galgóczi et al. 2009; Kahanec/Zim-

mermann 2010). Infolgedessen waren in den meisten Län-

dern die Auswirkungen des grenzüberschreitenden Mi-

grationsgeschehens während der ersten Jahre nach der 

Erweiterung deutlich weniger spürbar als erwartet; ande-

renorts – vor allem in Großbritannien und Irland sowie, 

in Bezug auf EU2-Migranten, in Italien und Spanien (Hol-

land et al. 2011) – wanderten jedoch deutlich mehr Perso-

nen zu als vorhergesagt (eine kritische Bestandsaufnahme 

findet sich bei Dustmann et al. 2003; Heinz/Ward-Warme-

dinger 2006). 

3 Folgende länder machten gegenüber Bulgarien und  

Rumänien von der gesamten siebenjährigen Übergangs-

frist gebrauch: Belgien, Deutschland, Frankreich, luxem-

burg, malta, niederlande, Österreich und großbritannien  

(european Commission 2011b). 
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3.  Auswirkungen der Wirtschaftskrise 
auf die grenzüberschreitende  
Arbeitskräftemobilität 

In diesem Abschnitt bieten wir einen Überblick über die 

wichtigsten Trends der grenzüberschreitenden Ost-West-

Arbeitskräftemobilität während der Krise. Dabei betrachten 

wir vor allem Veränderungen des Beschäftigtenbestands aus 

EU10-Ländern in EU15-Arbeitsmärkten sowie die Entwick-

lung der Arbeitslosenquoten für einheimische Arbeitneh-

mer und für Migranten aus der EU10.

Historisch betrachtet, wirken sich starke Konjunktur-

abschwünge auf die Wanderungsbilanz und besonders auf 

die Arbeitsmigration kurzfristig negativ aus; langfristig da-

gegen lässt sich im Normalfall keine Auswirkung auf Mi-

grationstrends feststellen (OECD 2009). Entsprechend  

erwartete das European Integration Consortium (2009) auf-

grund der Finanzkrise eine vorübergehende Dämpfung der 

Zuwanderung, da das Migrationsgeschehen weitgehend von 

den Beschäftigungsaussichten in den Aufnahmeländern 

bestimmt wird und ausländische Arbeitnehmer in Phasen 

des Konjunkturrückgangs überproportional von Stellen-

kürzungen betroffen sind. Wirtschaftsschocks wirken sich 

auf Migranten also besonders stark aus. Arbeitsmigranten 

sind überwiegend in sehr konjunkturanfälligen Bereichen 

beschäftigt, wie Industrie oder Hotel- und Gaststättenge-

werbe (siehe Abschnitt 4), und haben häufiger als einhei-

mische Arbeitnehmer kurzfristige Arbeitsverträge. Hinzu 

kommen eine im Durchschnitt kürzere Betriebszugehörig-

keit („Last in – First out“-Regel) sowie das Risiko von Be-

nachteiligungen bei Einstellungen und betriebsbedingten 

Kündigungen (vergleiche OECD 2009; OECD 2013, Kapi-

tel 4). Diese Aussagen decken sich mit unserem Befund in 

Galgóczi et al. (2009), dass vor allem die Nachfrage nach 

Arbeitskräften in den Aufnahmeländern das Wanderungs-

geschehen bestimmt (siehe auch OECD 2012). Ahearne 

et al. (2009) konzentrieren sich in ihren Simulationen auf 

die Arbeitsmarktsituation in den Herkunftsländern und 

ihre Wirkung als Push-Faktor. In den vier am wenigsten 

von der Krise betroffenen Ländern – Tschechien, Polen, 

Slowakei und Slowenien – wird davon ausgegangen, dass 

die Abwanderung etwas geringer ausfallen wird als es ohne 

die Krise der Fall gewesen wäre. Für krisengebeutelte Län-

der wie die baltischen Staaten dagegen wird angesichts der 

Verschlechterung der Wirtschaftslage im Vergleich zur 

EU15 erwartet, dass die Auswanderung nach einem kurzen 

krisenbedingten Rückgang wieder rapide ansteigen wird. 

Im folgenden Abschnitt beleuchten wir jüngste Entwick-

lungen im Bereich der Arbeitskräftemobilität innerhalb der 

EU sowie die Auswirkungen der Krise auf den Arbeitsmarkt; 

wir stützen uns dabei auf aktuelle aggregierte Daten der 

Europäischen Arbeitskräftestichprobe (AKE). Mangels aus-

sagekräftiger Vergleichsdaten zu den Wanderungsströmen  

basieren die Informationen, nach Staatszugehörigkeiten 

aufgegliedert, auf Migrantenpopulationen und Beschäftig-

tenbeständen. Die Daten geben zum überwiegenden Teil 

die Situation in ausgewählten Aufnahmeländern wieder.4

3.1  Haupttrends der Arbeitskräftemobilität in 

der EU unter besonderer Berücksichtigung 

des Krisenzeitraums

Klammert man eine Minderheit von EU15-Ländern aus, in 

denen der Anteil von EU8- und EU2-Arbeitnehmern an 

der gesamten Erwerbsbevölkerung 2013 über 2 % betrug 

(Irland, Italien, Österreich, Großbritannien, Spanien und 

Luxemburg), ist aus der Sicht der Aufnahmeländer die EU-

Binnenmobilität immer noch relativ gering. Dies gilt be-

sonders für Frankreich, Portugal und Schweden (für aus-

gewählte Länder siehe Tabelle 1). Aus der Perspektive der 

Herkunftsländer ist das Ausmaß der Abwanderung dagegen 

problematisch, insbesondere in Anbetracht des niedrigen 

Alters und hohen Qualifikationsniveaus der abwandernden 

Arbeitnehmer. Im Zeitraum 2004 – 2009 lag die Abwande-

rung aus EU8-Ländern bei -1,8 %, die aus EU2-Ländern bei 

-6,3 %, wobei die baltischen Staaten, Polen, Bulgarien und 

insbesondere Rumänien die höchsten Auswanderungsquo-

ten aufwiesen (Holland et al. 2011; Ambrosini et al. 2011; 

Dølvik/Eldring 2008).

Abbildungen 1 und 2 zeigen allgemeine Trends der Ost-

West-Arbeitsmigration seit der EU-Erweiterung und ver-

anschaulichen die Entwicklung der Bestände getrennt nach 

der Herkunft der Beschäftigten aus EU8 und EU2. Für die 

beiden Aufnahmeländer, die ihren Arbeitsmarkt zum Zeit-

punkt der Erweiterung öffneten, als die Bedingungen für 

die Eingliederung von Migranten in die jeweiligen Arbeits-

märkte vergleichsweise günstig standen – Großbritannien 

und Irland –, weist Abbildung 1 einen merklichen Anstieg 

der Anzahl von Beschäftigten aus EU8-Ländern im Zeit-

raum unmittelbar nach der Erweiterung aus. Der negative 

Einfluss der Krise auf die Arbeitskräftemigration aus der 

EU8 ist ab 2008 vor allem im hart getroffenen Irland deut-

lich zu erkennen: Die Anzahl der EU8-Beschäftigten, die 

dort 2008 mit 152.000 ihren Höchststand erreicht hatte, 

sank 2013 auf 118.000. In Großbritannien stagnierte die 

Anzahl von Beschäftigten aus EU8 Ländern im Zeitraum 

2008 – 2009, zog aber ab 2009 wieder an.

In Deutschland, einem traditionellen Zielland für Mig-

ranten aus dem mittel- und osteuropäischen (MOE) Raum, 

galt die Frist für Übergangsregelungen bis Mai 2011. Bis 2010 

war dort eine stetige, aber vergleichsweise langsame 

4 Die länderauswahl richtet sich nach der größe der Auf-

nahmeländer (z. B. wurde Frankreich ungeachtet der rela-

tiv geringen Zuwanderung aus der eu10 aufgenommen), 

der Zahl der Zuwanderer aus eu10-ländern (deshalb z. B. 

einschluss von Österreich und irland) und einer Abde-

ckung der unterschiedlichen wohlfahrtsstaattypen (ein-

schluss Dänemarks). 
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Zunahme der Beschäftigten aus EU8-Ländern zu beobach-

ten. Ab 2010 beschleunigt sich der Anstieg, was sich sowohl 

mit dem Ende der Übergangsfrist als auch der vergleichs-

weise positiven Arbeitsmarktentwicklung jüngerer Zeit in 

Zusammenhang bringen lässt (Abbildung 1). Österreich, 

aufgrund seiner geografischen Lage und seiner günstigen 

Wirtschaftsbedingungen auch ein traditionelles Zielland 

für Arbeitnehmer aus MOE-Staaten, weist bis zum Auslau-

fen der Übergangsregelungen 2011 eine langsame Zunahme 

der Beschäftigten aus EU8-Ländern auf und ab diesem Zeit-

punkt ebenfalls eine merkliche Beschleunigung. 

Wie aus Abbildung 2 und Tabelle 1 ersichtlich, nahm auch 

die Zuwanderung aus Bulgarien und Rumänien (EU2) deut-

lich zu. Absolut betrachtet waren Großbritannien und 

Deutschland die beliebtesten Zielländer für Zuwanderer aus 

der EU8, für Migranten aus EU2 dagegen Spanien und ins-

besondere Italien (Tabelle 1). Zudem bestanden die Über-

gangsregelungen für EU2-Zuwanderer in Großbritannien 

und Deutschland während der gesamten siebenjährigen 

Übergangsfrist. Spanien hob die Übergangsregelungen nach 

Ablauf der ersten Phase auf, führte sie aber für rumänische 

Arbeitnehmer Mitte 2011 wieder ein. Italien behielt die Über-

gangsregelungen bis zum Ende der zweiten Phase (Dezember 

2011) bei, verzichtete jedoch in speziellen, auf Migranten 

angewiesenen Sektoren (wie Landwirtschaft, häusliche Ar-

beit, Pflegedienste, Saisonarbeit) auf die Arbeitserlaubnis-

pflicht. Eine bremsende Wirkung der Krise und ihrer  

Arbeitsmarktfolgen auf das rapide Anwachsen der Migran-

tenpopulation und der Beschäftigten aus EU2-Staaten lässt 

sich für Italien nicht beobachten. Im krisengezeichneten 

Spanien dagegen flachte die anfänglich starke Zunahme von 

Beschäftigten aus der EU2 entsprechend der Wirtschaftslage 

ab und war – bis zu einer leichten Erholung in allerjüngster 

Zeit – ab 2009 rückläufig (siehe auch die ausführlichere Ana-

lyse in Abschnitt 3). Der starke Anstieg der Zahl Beschäftig-

ter aus EU2-Staaten in einer Reihe von EU15-Ländern muss 

unter anderem vor dem Hintergrund der gewaltigen wirt-

schaftlichen und sozialen Unterschiede (z. B. bei den Löhnen) 

zwischen Bulgarien und Rumänien auf der einen Seite und 

den EU15-Ländern auf der anderen gesehen werden. 

Tabelle 1 liefert ergänzende Informationen, die nicht nur 

Trends illustrieren, sondern auch die relative Bedeutung 

der Zuwanderung aus EU2- und EU8-Ländern für bestimm-

te EU15-Arbeitsmärkte wiedergeben. Der Anteil der EU8-

Migranten an der Gesamtbeschäftigung liegt in Irland mit 

Abstand am höchsten, ist aber auch in Großbritannien und 

Österreich relativ hoch. Sehr gering ist der Anteil der EU8- 

und EU2-Migranten dagegen nach wie vor in Frankreich. 

Dänemark bleibt hinsichtlich des Anteils von EU2-Migran-

ten trotz sehr hoher relativer Zuwächse im Untersuchungs-

zeitraum deutlich unter dem EU-Durchschnitt, während 

der Anteil von Arbeitnehmern aus EU8-Ländern knapp 

dem Durchschnitt entspricht. 

TABELLE 1

Anteile der EU8- und EU2-Bürger an der  

Gesamtbeschäftigung in ausgewählten  

EU15-Ländern, 2005* und 2013

Angaben in Prozent

2005 2013 2005 2013

EU8 EU8 EU2 EU2

gB 0,56 2,44 0,07 0,43

De 0,62 1,22 0,14 0,40

ie 5,53 6,72 0,26 0,51

At 1,36 2,04 0,45 0,93

it 0,13 0,36 0,75 3,16

es 0,23 0,28 1,89 2,34

FR 0,07 0,12 0,02 0,11

DK 0,10 0,82 0,05 0,46

eu27 0,28 0,83 0,32 0,74

* Bei irland Zahlen für 2006, da für 2005 nicht verfügbar.

Quelle: eurostat-sonderauszüge aus aggregierten 
AKe-Daten (Version 28.8.2014), Alter: 15 – 64. 

ABB. 1

Arbeitnehmer aus EU8 in ausgewählten EU15-Ländern, 2005–2013

Angaben in Tsd., Beschäftigtenbestände

          GB                 DE                 IE                 AT                 IT                 ES                 FR                 DK

Quelle: Eurostat-Sonderauszüge aus aggregierten AKE-Daten, Version 28.08.2014. Alter: 15-64.

Berechnung und Darstellung der Autoren.
Mitteilungen

0

100

200

300

400

500

600

700

800

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013

https://doi.org/10.5771/0342-300X-2015-5-327 - Generiert durch IP 216.73.217.71, am 20.04.2026, 06:18:43. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771%2F0342-300X-2015-5-327


wsi mitteilungen 5/2015

331

Auf die Arbeitsmärkte wirkte sich die Krise sowohl in 

den Aufnahmeländern als auch in den Herkunftsstaaten 

sehr unterschiedlich aus. In Polen, dem Land mit der 

höchsten absoluten Abwanderungsrate, nahm die Krise 

einen relativ glimpflichen Verlauf – Polen blieb als einziges 

Land von einem Produktionsschock verschont. Dagegen 

schnellte vor allem in den baltischen Staaten, insbesonde-

re während der Anfangsphase der Krise, die Arbeitslosig-

keit in die Höhe und war begleitet von einem erheblichen 

Beschäftigungsrückgang. Für Lettland und Estland befindet 

Hazans (2012), dass entsprechend der Wirtschaftslage 

Push-Faktoren zunehmend an Einfluss gewannen (vor al-

lem der Faktor Arbeitslosigkeit, in Lettland aber auch all-

gemeine Unzufriedenheit) und dass in der Folgezeit die 

– von betrieblichen Kündigungen überproportional be-

troffene – Gruppe der geringqualifizierten Arbeitnehmer 

unter den Fortziehenden überrepräsentiert war. Im Fall 

Rumäniens bezeichnen Stan/Erne (2013) die Entwick-

lungsmuster der postkommunistischen Zeit als Auslöser 

der Auswanderungsschübe in den 1990er Jahren und nach 

der EU-Erweiterung 2007. Faktoren mit prägendem Ein-

fluss auf das Migrationsgeschehen und die Wanderungs-

muster rumänischer Bürger sind nach Meinung der Ver-

fasser, erstens, die Aushebelung der Überlebensstrategien, 

durch die sich gewisse benachteiligte Bevölkerungsgruppen 

unter den Bedingungen der Subsistenzwirtschaft ein Aus-

kommen sichern konnten, zweitens, die Rolle italienisch-

rumänischer Kooperationsprojekte im Bereich der Beklei-

dungsindustrie sowie, drittens, der migrationsfördernde 

Effekt der in den 1990er Jahren entstandenen Migranten-

netzwerke.

3.2 Arbeitslosigkeit 

Bezüglich der unmittelbaren Arbeitsmarktfolgen der Krise 

ist festzustellen, dass Arbeitsmigranten aus EU10-Ländern 

in der Mehrzahl der EU15-Länder stärker betroffen waren 

als Einheimische und zumindest zum Teil als Arbeitsmarkt-

puffer dienten. Dies lässt sich beispielsweise anhand von 

Veränderungen der Arbeitslosenquoten für Einheimische 

und EU10-Migranten nachweisen.

So lässt Abbildung 3 für EU10-Migranten einen über-

proportional hohen Anstieg der Arbeitslosenquote insbe-

sondere in Irland, Spanien (und Griechenland) erkennen, 

wobei zu beachten ist, dass die Arbeitslosenrate für Zuwan-

derer aus der EU10 in fast allen EU15-Ländern generell 

höher liegt als für Einheimische. Die größere Krisenanfäl-

ligkeit von Arbeitnehmern aus der EU10 ist bedingt durch 

die wesentlich höheren Beschäftigungsanteile von Bürgern 

aus diesen Ländern in Sektoren, in denen sich der Produk-

tionseinbruch unverhältnismäßig stark bemerkbar machte 

(vgl. Abschnitt 4). Extrem hoch waren die Verluste bei-

spielsweise im Baugewerbe, in dem besonders viele Arbeit-

nehmer aus der EU10 tätig sind, und wo während der Kri-

se europaweit Millionen von Arbeitsplätzen abgebaut 

wurden. 

Im Prinzip sind Arbeitsmigranten aus EU-Staaten beim 

Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung den einheimi-

schen Bürgern gleichgestellt; in der Praxis jedoch sind sie 

oft schwächer abgesichert als Einheimische. Dies liegt zum 

einen daran, dass sie sich ihrer Rechte tendenziell weniger 

bewusst sind, zum anderen aber auch daran, dass sie häu-

figer ungeregelte und atypische Beschäftigungen ausüben, 

die nicht oder nur begrenzt mit Ansprüchen auf Leistungen 

der Arbeitslosenversicherung verbunden sind (Leschke 

2013). Giulietti et al. (2013) stellen fest, dass der Anteil von 

Zugezogenen, die Sozialleistungen irgendeiner Art bezie-

hen, nur in wenigen Ländern über dem entsprechenden 

Anteil der Einheimischen lag, und zwar selbst unter Be-

rücksichtigung unterschiedlicher Charakteristika der  

EU-Migranten. Für Großbritannien befinden Dustmann/ 

Frattini (2014), dass Einwanderer aus EU-Ländern, die im 

jeweiligen Untersuchungsjahr des Zeitraums 1995 bis 2011 

in Großbritannien ansässig waren, weniger häufig Sozial-

leistungen (welfare benefits oder tax credits) bezogen und 

auch seltener in Sozialwohnungen untergebracht waren als 

Einheimische des jeweiligen Landesteils. 

Die oben beschriebenen Trends lassen vermuten, dass 

sowohl Push- als auch Pull-Faktoren während der  

ABB. 2

Arbeitnehmer aus EU2 in ausgewählten EU15-Ländern, 2005–2013

Angaben in Tsd., Beschäftigtenbestände

          GB                 DE                 IE                 AT                 IT                 ES                 FR                 DK

Quelle: Eurostat-Sonderauszüge aus aggregierten AKE-Daten, Version 28.08.2014. Alter: 15-64.
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Krise dynamischen Veränderungen unterworfen waren. 

Dies betrifft nicht nur die Wirtschaftslage in den Herkunfts- 

und Zielländern, sondern auch den Wandel der politischen 

Rahmenbedingungen, zum Beispiel durch Anwendung oder 

Aufhebung unterschiedlicher Übergangsregelungen in den 

einzelnen Aufnahmeländern. In einigen Herkunftsländern, 

beispielsweise Rumänien und Estland, wirkten Push-Fak-

toren – wie die Auswirkungen der Krise auf die lokalen 

Arbeitsmärkte oder Einschränkung von Sozialleistungen 

während der gesamten Krisendauer – als Haupttriebkraft 

der Arbeitskräftemigration. Für Wanderarbeitnehmer aus 

anderen Ländern eröffneten sich daheim neue Chancen, 

die eine Rückkehr ermöglichten – beispielsweise für Mi-

granten aus Polen, wo die Arbeitskräftenachfrage über die 

Dauer der Krise hinweg vergleichsweise rege war. Ein  

komplexes Zusammenspiel von Push- und Pull-Faktoren 

war auch im Fall der Weiterwanderung aus vormals hoch-

attraktiven, inzwischen aber hart von der Krise gezeichne-

ten Zielländern wie Irland zu beobachten: Viele Wander-

arbeitnehmer zogen auf der Suche nach günstigeren 

Arbeitsmarktbedingungen weiter, unter anderem nach  

Norwegen, wo der Anteil der Migranten aus der EU10 im 

Zeitraum 2007 bis 2013 um das Zehnfache anwuchs (Euro-

päische Arbeitskräftestichprobe, nicht ausgewiesen; zu  

Norwegen, vgl. Friberg/Eldring 2013).

Lässt sich also in diesem Zusammenhang überhaupt von 

Gewinnern und Verlierern sprechen? Einerseits stimmt es 

natürlich, dass alle Beteiligten von der Freizügigkeit profi-

tieren, da sie mit völlig neuen Chancen verbunden ist. Eben-

so stimmt es, dass die Arbeitnehmer, die sich zum risiko-

reichen Umzug in ein unbekanntes Umfeld durchringen, 

dies aus freien Stücken und mit der Hoffnung auf ein bes-

seres Leben tun. Da ihre Einkünfte im Zielland trotz aller 

Schwierigkeiten den vormaligen Verdienst im eigenen Land 

deutlich übersteigen, darf man sie, kurzfristig betrachtet 

und im Vergleich zu ihrer früheren Situation, sicher als 

Gewinner bezeichnen. Die Kardinalfrage lautet jedoch, ob 

das auch auf längere Sicht stimmt. Um sie zu beantworten, 

gilt es zunächst, anhand eines Vergleichs der Situation von 

Wanderarbeitnehmern und einheimischen Bürgern gewis-

se qualitative Merkmale des Wanderungsgeschehens näher 

zu untersuchen. Dazu wollen wir uns kurz mit zwei Aspek-

ten befassen: dem Missverhältnis zwischen beruflichen 

Qualifikationen und Beschäftigungschancen sowie mit der 

branchenspezifischen Verteilung der Wanderarbeiter aus 

EU-Ländern im Vergleich zu den Staatsbürgern der Auf-

nahmeländer. Diese Informationen lassen einige vorläufige 

Schlüsse zu, ergeben jedoch kein vollständiges Bild. Dazu 

ist die Frage der Gewinner und Verlierer der EU-Binnen-

migration in neuerer Zeit zu komplex und die Gefahr der 

Vereinfachung zu hoch. 

4. Qualifikations-Mismatch

4.1  Brain Drain, Brain Gain und Brain Waste 

im Kontext der EU-Binnenmigration nach 

der Erweiterung 

In der Diskussion über die Arbeitsmigration geht es zwar 

oft um Qualifikationen und Bildung, doch hängt die Argu-

mentation im Wesentlichen vom jeweiligen Standpunkt ab. 

Aus der Sicht der Herkunftsländer sorgt sich die wissen-

ABB. 3

Entwicklung der Arbeitslosenquoten für Einheimische (Nat.) und

EU10-Bürger in ausgewählten EU15-Ländern, 2007, 2010, 2013

Angaben in Prozent

          2013             2010            2007

Anmerkung: Daten zu EU10-Staatsangehörigen für bestimmte Länder nicht oder nur

unvollständig verfügbar.

Quelle: Europäische Arbeitskräftestichprobe; Berechnung und Darstellung der Autoren.
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beitsmobilität in Zeiten zunehmender Diversifizierung 

nationaler Arbeitsmärkte zu einer effizienteren Allokation 

der Arbeit beitragen wird. 

Aus der vorhandenen Literatur lässt sich ableiten, dass 

auf den Arbeitsmärkten und in den Volkswirtschaften der 

meisten Herkunfts- und Zielländer im Großen und Ganzen 

weder „Brain Drain“ noch „Brain Gain“ nachhaltige Spuren 

hinterlassen werden. Im Falle kleinerer Länder mit starker 

Abwanderung sowie in gewissen Beschäftigungsbereichen 

(beispielsweise beim medizinischen Personal) kann sich die 

Situation jedoch als problematisch erweisen. 

Im Folgenden untersuchen wir das Qualifikationsprofil 

von EU-Wanderarbeitnehmern im Vergleich zu den Qua-

lifikationen der einheimischen Erwerbsbevölkerung für  

eine Auswahl von EU15-Ländern und besprechen in aller 

Kürze einige der Befunde, die sich in der akademischen 

Literatur zum Mismatch zwischen Qualifikation und Be-

schäftigung finden. Anschließend erhärten wir unsere Ar-

gumentation mit Daten zur branchenspezifischen Ver-

teilung der EU-Wanderarbeitnehmer im Vergleich zur 

einheimischen Erwerbsbevölkerung. 

4.2  Qualifikationsprofil und branchen- 

spezifische Verteilung

In der Altersgruppe 15 bis 64 Jahre lassen sich von Land zu 

Land erhebliche Unterschiede im Qualifikationsprofil so-

wohl der EU8- und EU2-Migranten als auch der einheimi-

schen Beschäftigten feststellen. Vergleicht man den Quali-

fikationsstand von Arbeitsmigranten mit dem der Bürger 

des jeweiligen Ziellandes, kommt man in der Mehrheit der 

Länder – insbesondere in Frankreich und Großbritannien, 

etwas weniger deutlich aber auch in Deutschland – für alle 

drei Gruppen zu sehr ähnlichen Ergebnissen. Lediglich in 

Spanien finden sich starke Unterschiede zwischen den Pro-

filen von Migranten aus EU8 und EU2 sowie Einheimischen. 

Insgesamt gesehen scheint es Irland, Großbritannien und 

Frankreich am besten gelungen zu sein, hochqualifizierte 

EU10-Arbeitsmigranten anzuwerben. In Italien dagegen ist 

der Anteil hochqualifizierter Arbeitnehmer aus EU8 und 

EU2 besonders gering – und unterscheidet sich damit nicht 

wesentlich von dem Qualifikationsstand der einheimischen 

Bevölkerung.

Obwohl sich diese Profile oft nicht wesentlich vom Qua-

lifikationsstand der einheimischen Arbeitnehmer unter-

scheiden, geht aus einer Anzahl jüngerer Untersuchungen 

hervor, dass ab 2004 aus den neuen Mitgliedstaaten zuge-

zogene Migranten im Schnitt deutlich unter ihrem Quali-

fikationsniveau beschäftigt sind und ihr Bildungsaufwand 

sich daher kaum auszahlt (Brain Waste). Das Europäische 

Integrationskonsortium (2009, S. 97ff.) weist dies für Groß-

britannien nach, die entsprechenden Kapitel in Kahanec/

Zimmermann (2010) und Galgóczi et al. (2009 und 2012) 

für eine Reihe weiterer Zielländer. Beispielsweise befindet 

Bettin (2012, S. 47ff.) anhand von Daten nationaler Arbeits-

kräfteerhebungen, dass der qualifikatorische Mismatch 

schaftliche Literatur oftmals um den „Brain Drain“, das heißt 

die übermäßige Abwanderung hochqualifizierter Arbeit-

nehmer, deren Fachwissen möglicherweise auf dem eigenen 

Arbeitsmarkt gefragt ist.

Als wichtiges „stilisiertes Faktum“ kann die Tatsache 

gelten, dass in den EU10-Ländern ein bedeutend höherer 

Anteil der Erwerbsbevölkerung mittel- und hochqualifiziert 

ist als in den EU15-Ländern. Der Anteil der Personen, die 

mindestens die Sekundarstufe II abgeschlossen haben, liegt 

in der EU10 um fast 20 Prozentpunkte über dem der EU15. 

Zudem betraf das grenzüberschreitende Migrationsgesche-

hen seit dem Beitritt der EU10-Länder überwiegend junge 

Personen, die im Schnitt über ein höheres Bildungsniveau 

verfügen als ältere. Daraus lässt sich ableiten, dass das Wan-

derungsgeschehen ab 2004 sich in qualitativer Hinsicht von 

früheren Migrationswellen unterscheidet (European Inte-

gration Consortium 2009).

Angesichts steigender Investitionen in Humanressour-

cen in der überwiegenden Mehrheit der EU10-Länder, die 

sich unter anderem durch eine wachsende Studentenzahl 

im tertiären Bildungsbereich äußern, wurde die Gültigkeit 

der Brain-Drain-Hypothese für verschiedene EU10-Länder 

infrage gestellt und vorgeschlagen, das Geschehen als „Brain 

Overflow“ oder Qualifikationsüberschuss zu verstehen, d. h. 

als Folge eines lokalen Mangels an Beschäftigungsmöglich-

keiten, die dem hohen Qualifikationsniveau vor allem jün-

gerer Bewerber gerecht werden (vgl. z. B. Fihel et al. 2007; 

Kaczmarczyk/Okólski 2008). 

Aus der Perspektive der Aufnahmeländer lautet die 

Fragestellung: „Brain Gain“ oder „Brain Waste“? „Brain 

Gain“ liegt vor, wenn Arbeitsmarktengpässe in hochquali-

fizierten Berufen (z. B. Arztberufen) oder anderen Berei-

chen (Krankenpfleger, IT-Fachkräfte usw.) durch die An-

werbung von Migranten geschlossen werden. Im 

Zusammenhang mit der Ost-West-Arbeitskräftemobilität 

innerhalb der EU haben einschlägige Programme zur An-

werbung hochqualifizierter Arbeitskräfte ebenso eine Rol-

le gespielt wie Bemühungen, Absolventen aus EU10-Län-

dern zum Verbleiben im Stu dienland zu veranlassen, 

beispielsweise in Deutschland und Österreich. In Großbri-

tannien und Deutschland zielten ähnliche Bemühungen 

im Rahmen der jeweiligen Übergangsregelungen auch auf 

Arbeitnehmer aus Rumänien und Bulgarien ab (OECD 

2010, S. 42ff.). 

„Brain Waste“ bedeutet, dass Migranten in Tätigkeiten 

beschäftigt sind, deren Anforderungen deutlich unter dem 

Qualifikationsniveau des Arbeitnehmers liegen. Diese Si-

tuation stellten wir auch in einer der Haupt-Schlussfolge-

rungen einer früheren Untersuchung fest (Galgóczi et al. 

2009). Allgemein betrachtet birgt sie die Gefahr, dass kost-

bare Humanressourcen ungenutzt bleiben; aus der Sicht 

des einzelnen Arbeitnehmers wiederum entkräftet dieses 

Missverhältnis die These, dass die Arbeitserfahrung im 

Ausland das Humankapital eventueller Rückkehrer berei-

chert. Der Tatbestand widerspricht zudem der Erwartung 

der Europäischen Kommission (2011a), dass erhöhte Ar-
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unter Arbeitsmigranten sowohl in Großbritannien als auch 

in Italien erheblich ist. In beiden Ländern war 2010 ein 

überproportional hoher Zuwandereranteil auf manuellen 

Arbeitsplätzen beschäftigt, während einheimische Arbeit-

nehmer und EU15-Bürger überwiegend in höherqualifi-

zierten Bereichen tätig waren. Die Brain-Waste-Hypothese 

wird von Dølvik/Eldring (2008, S. 76f.) in Bezug auf Mi-

granten aus den baltischen Staaten und Polen auch für die 

nordischen Länder bestätigt. 

Weitere Hinweise auf das Missverhältnis zwischen Qua-

lifikationsprofil und tatsächlicher Beschäftigung liefert ein 

Blick auf die branchenspezifische Verteilung von EU8 und 

EU2-Migranten in den wichtigsten EU15-Zielländern5 im 

Vergleich zur einheimischen Bevölkerung. 

In den sechs Wirtschaftssektoren, die für die EU-Ar-

beitsmigration im Schnitt die größte Rolle spielen – Hotel- 

und Gastgewerbe, Hausarbeit, Verwaltungsdienste und 

unterstützende Dienstleistungen, Landwirtschaft, Bauge-

werbe und Industrie – lässt die branchenspezifische Vertei-

lung von EU10-Migranten und Einheimischen sehr unter-

schiedliche Muster erkennen. Ungeachtet quantitativer 

Unterschiede gilt für alle der hier betrachteten Zielländer, 

dass in den Wirtschaftszweigen, in denen Migranten am 

häufigsten beschäftigt sind, die einheimische Erwerbsbe-

völkerung unterrepräsentiert ist. In Großbritannien (nicht 

abgebildet) und Spanien (Abbildung 5) ist dieser Trend am 

deutlichsten zu erkennen: 70 – 80 % der EU10-Migranten, 

aber nur 30 – 40 % der Einheimischen sind in den sechs 

ausgewählten Wirtschaftsbranchen beschäftigt. Eine über-

wältigende Mehrheit der Arbeitsplätze in diesen Bereichen 

betrifft manuelle Tätigkeiten, die zum allergrößten Teil kei-

ne höhere Bildung voraussetzen. Wichtig ist in diesem Zu-

sammenhang die Anmerkung, dass die zugrunde gelegten 

Erhebungsdaten mit großer Wahrscheinlichkeit den Anteil 

von Arbeitsmigranten in gewissen Bereichen unterschätzen. 

Dies gilt vor allem für Wirtschaftszweige, in denen Saison-

arbeit und die Beschäftigung von Pendlern (z. B. Landwirt-

schaft) sowie informelle Arbeitsverhältnisse (z. B. Beschäf-

tigung in Privathaushalten) überwiegen. 

Abbildung 5 zeigt die relative branchenspezifische Ver-

teilung in Spanien für die Jahre 2008 und 2013, Abbildung 6 

die Veränderungen im Zeitraum 2008 bis 2013. Spanien ist 

in diesem Zusammenhang ein besonders interessanter  

Fall – sowohl aufgrund seiner früheren Attraktivität für 

Arbeitsmigranten, insbesondere aus EU2, als auch wegen 

der katastrophalen Arbeitsmarktlage während der Krise. 

Die branchenspezifische Verteilung der Beschäftigten aus 

EU8 und EU2 im Vergleich zu den einheimischen Erwerbs-

tätigen unterscheidet sich nicht wesentlich von der anderer 

wichtiger EU15-Zielländer: EU10-Migranten sind im Ho-

telgewerbe, in der Landwirtschaft und als Beschäftigte in 

Privathaushalten überrepräsentiert. Der Hauptunterschied 

besteht darin, dass der auf Haushaltshilfen entfallende An-

teil der EU10-Zuwanderer in Spanien bedeutend höher liegt 

(gleiches gilt für Italien, für das keine Daten ausgewiesen 

sind). 

Im Gegensatz zu Deutschland und Großbritannien 

(nicht ausgewiesen ) hatte die Krise in Spanien sowohl ab-

solut als auch relativ gesehen Einbußen zur Folge (Abbil-

dung 6); zudem waren die krisenbedingten Veränderungen 

ausgeprägter. Sowohl EU10-Migranten als auch Einheimi-

sche sind von hohen Arbeitsplatzverlusten in allen wichtigen 

Wirtschaftssektoren betroffen; besonders hoch war der Stel-

lenschwund im Baugewerbe und in der Industrie. In den 

beiden letztgenannten Sektoren waren die Zuwanderer aus 

der EU10 noch stärker vom Stellenabbau betroffen als die 

Einheimischen (eine „Lose-lose“-Situation). Für Einwan-

derer aus der EU10 sind in einigen Sektoren jedoch auch 

Zugewinne erkennbar. In den Privathaushalten wuchs die 

Anzahl der EU8-Beschäftigten während der Krise, redu-

5 wir untersuchten branchenspezifische Daten für Öster-

reich, Dänemark, Deutschland, italien, irland, spanien und 

großbritannien (Zahlen auf Anfrage verfügbar). Die gene-

rellen Aussagen der folgenden Abschnitte treffen auf alle 

diese länder zu. spezifischere erkenntnisse stellen wir nur 

für spanien vor, da sich dort besonders interessante ent-

wicklungen abspielen.

ABB. 4

Qualifikationsstand der Erwerbsbevölkerung: Einheimische,

EU8- und EU2-Bürger, 2013

Angaben in Prozent

      keine Angaben           gering               mittel          hoch

Anmerkung: Dänemark nicht enthalten, da Daten unvollständig.

Quelle: Eurostat-Sonderauszüge aus aggregierten AKE-Daten, Version 28.08.2014. Alter: 15-64;

Berechnung und Darstellung der Autoren.
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zierte sich aber gleichzeitig für Personen aus der EU2. In 

der Landwirtschaft ist das Umgekehrte der Fall, während 

im Bereich Verwaltungsdienste und unterstützende Dienst-

leistungen ein starker Anstieg der EU8-Beschäftigung zu 

verzeichnen war, wobei die absoluten Zahlen allerdings 

relativ niedrig sind. 

Wie im Zusammenhang mit der Untersuchung des Qua-

lifikationsprofils von EU10-Arbeitnehmern in der EU15 

angemerkt, liegt das Bildungsniveau der Zuwanderer aus 

der EU10 deutlich über dem früherer Zuwanderungswellen. 

Ein charakteristisches Merkmal der EU-Binnenmigration 

seit 2004 bzw. 2007 scheint jedoch das Missverhältnis zwi-

schen dem Qualifikationsniveau und den ausgeübten Tä-

tigkeiten zu sein; zur Überprüfung dieser These analysierten 

wir die aktuelle branchenspezifische Verteilung der Arbeits-

migranten – und fanden eine überwältigende Konzentra tion 

in Wirtschaftszweigen, die keine höheren Bildungsabschlüs-

se erfordern. 

5.  Schlussfolgerung –  
Lässt sich überhaupt von Gewinnern 
und Verlierern sprechen?

Die Ost-West-Migration im Gefolge der verschiedenen 

Erweiterungsrunden äußerte sich in verschiedenen Aus-

prägungen von Migration und Arbeitskräftemobilität, die 

sich vor dem Hintergrund rapiden wirtschaftlichen und 

regulatorischen Wandels abspielten. Das Migrationsgesche-

hen kann folglich nicht losgelöst, sondern nur im Zusam-

menhang mit verschiedenen Faktoren betrachtet werden. 

Dazu zählen die von Land zu Land verschiedenen Bemes-

sungen und inhaltliche Ausgestaltung der Übergangsfris-

ten, die unterschiedlich starken Auswirkungen der Krise 

sowie deren Arbeitsmarktfolgen in den Herkunfts- und 

den Zielländern. 

Die Frage nach den Gewinnern und Verlierern der Ar-

beitskräftemobilität in der EU drängt sich in diesem Zu-

sammenhang geradezu auf. Aufgrund der Komplexität des 

Sachverhaltes konnten wir jedoch lediglich eine Anzahl von 

Einflussfaktoren ausmachen, die entscheidend mitbe-

ABB. 6

Veränderung der Beschäftigungsanteile einheimischer, EU8- und EU2-

Arbeitnehmer in bestimmten Branchen in Spanien, 2008 – 2013

Angaben in Prozent

       national        EU8             EU2

Quelle: Eurostat-Sonderauszüge us aggregierten AKE-Daten, Version 28.08.2014. Alter: 15-64;

Berechnung und Darstellung der Autoren.
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